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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung des 
Abkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Belgien vom 
30. Juni 1958 über die gegenseitige Anerken- 
nung und Vollstreckung von gerichtlichen 
Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffent- 
lichen Urkunden in Zivil- und Handelssachen 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind die Bundesminister der Justiz und des Aus- 
wärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 202. Sitzung am 27. Februar 1959 
gemäß Artikel 76 Abs, 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Sdiäffer 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausführung des Abkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Belgien vom 30- Juni 1958 
über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von 
gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffentlichen 
Urkunden in Zivil- und Handelssachen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Vollstreckbarerklärung von gerichtlichen 
Entscheidungen, Schiedssprüchen und 
öffentlichen Urkunden 

§ 1 

(1) Für die Vollstreckbarerklärung gerichtlicher 
Entscheidungen (Artikel 1, 6 ff. des Abkommens) 
und öffentlicher Urkunden (Artikel 14 des Abkom- 
mens) ist sachlich das Amtsgericht oder das Land- 
gericht zuständig, das für die gerichtliche Geltend- 
machung des Anspruchs zuständig sein würde. 

(2) örtlich zuständig ist das Gericht, bei dem der 
Schuldner seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, 
und beim Fehlen eines solchen das Gericht, in des- 
sen Bezirk sich Vermögen des Schuldners befindet 
oder die Zwangsvollstreckung durchgeführt werden 
soll. 

§ 2 

Für die Vollstreckbarerklärung der in § 1 Abs. 1 
genjaimten Schuldtitel gelten § 1042a Abs. 1, 

§§ 1042b, 1042c, 1042d und 794 Abs. 1 Nr. 4a der 
Zivilprozeßordnung entsprechend. 

§ 3 

Für die Vollstreckbarerklärung von Schiedssprü- 
chen (Artikel 13 des Abkommens) gelten § 1044 
Abs. 1 und 3, §§ 1046 und 1047 der Zivilprozeßord- 
nung sowie die nach ihnen anzuwendenden weite- 
ren Vorschriften. 

§ 4 

Hängt die Vollstreckung nach dem Inhalt der 
gerichtlichen Entscheidung, des Schiedsspruchs oder 
der Öffentlichen Urkunde von dem Ablauf einer 
Frist oder von dem Eintritt einer anderen Tatsache 
ab oder wird die Vollstreckbarerklärung zugunsten 
eines anderen als des in der gerichtlichen Entschei- 
dung, dem Schiedsspruch oder der öffentlichen Ur- 
kunde bezeichneten Gläubigers oder gegen einen 


anderen als den darin bezeichneten Schuldner nach- 
gesucht, so ist die Frage, inwieweit die Vollstreck- 
barerklärung von dem Nachweis besonderer Vor- 
aussetzungen abhängig oder ob die Entscheidung 
für oder gegen den anderen vollstreckbar ist, nach 
belgischem Recht zu entscheiden. Ein solcher Nach- 
weis ist durch öffentliche oder öffentlich beglau- 
bigte Urkunden zu führen, sofern nicht die nachzu- 
weisenden Tatsachen bei dem Gericht offenkundig 
sind. Kann er in dieser Form nicht erbracht werden, 
so ist mündliche Verhandlung anzuordnen. 

§ 5 

(1) In dem Verfahren der Vollstreckbarerklä- 
rung einer gerichtlichen Entscheidung oder eines 
Schiedsspruchs kann der Schuldner auch Einwen- 
dungen gegen den Anspruch selbst insoweit gel- 
tend machen, als die Gründe, auf denen sie beruhen, 
erst nach dem Erlaß der gerichtlichen Entscheidung 
oder des Schiedsspruchs entstanden sind. 

(2) In dem Verfahren der Vollstreckbarerklärung 
einer öffentlichen Urkunde kann der Schuldner 
Einwendungen gegen den Anspruch selbst ungeach- 
tet der in Absatz 1 enthaltenen Beschränkung gel- 
tend machen. 

(3) Ist eine gerichtliche Entscheidung, ein Schieds- 
spruch oder eine öffentliche Urkunde für vollstreck- 
bar erklärt, so kann der Schuldner Einwendungen 
gegen den Anspruch selbst in einem Verfahren 
nach § 767 der Zivilprozeßordnung nur geltend ma- 
chen, wenn die Gründe, auf denen sie beruhen, erst 
nach Ablauf der Frist, innerhalb deren er Wider- 
spruch hätte einlegen können, oder erst nach dem 
Schluß der mündlichen Verhandlung entstanden 
sind, in der er die Einwendungen spätestens hätte 
geltend machen müssen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Aufhebung oder Abänderung 
der Vollstreckbarerklärung 

§ 6 

(1) Wird eine gerichtliche Entscheidung, ein 
Schiedsspruch oder eine öffentliche Urkunde nach 
der Vollstreckbarerklärung in Belgien aufgehoben 
oder abgeändert und kann der Schuldner diese Tat- 
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Sache in dem Verfahren der Vollstreckbarerklärung 
nicht mehr geltend machen, so kann er die Aufhe- 
bung oder Abänderung der Vollstreckbarerklärung 
in einem besonderen Verfahren beantragen. 

(2) Für die Entscheidung über den Antrag ist das 
Gericht ausschließlich zuständig, das in dem Ver- 
fahren der Vollstreckbarerklärung im ersten Rechts- 
zug entschieden hat. Uber den Antrag kann ohne 
mündliche Verhandlung entschieden werden; vor 
der Entscheidung ist der Gläubiger zu hören. Die 
Entscheidung ergeht durch Beschluß, der dem Gläu- 
biger und dem Schuldner von Amts wegen zuzu- 
stellen ist. Der Beschluß unterliegt der sofortigen 
Beschwerde. 

(3) Für die Einstellung der Zwangsvollstreckung 
und die Aufhebung bereits getroffener Vollstrek- 
kungsmaßregeln gelten §§ 769, 770 der Zivilprozeß- 
ordnung entsprechend. Die Aufhebung einer Voll- 
streckungsmaßregel ist auch ohne Sicherheitslei- 
stung zulässig. 

§ 7 

(1) Wird die Vollstreckbarerklärung einer ge- 
richtlichen Entscheidung, die lim Zeitpunkt der Voll- 
sitreckbarerklärung in Belgien noch mit einem 
ordentlichen Rechtsbehielf amgefochten weirden 
konnte, nach § 6 aufgehoben oder abgeäcndert, so ist 
der Gläubiger zum Ersatz des Schadens verpflichtet, 
der dem Schuldner durch die Vollstreckung der für 
vollstreckbar erklärten gerichtlichen Entscheidung 
oder durch eine zur Abwendung der Vollsitreckung 
gemachte Leistung entsitanden ist. 

(2) Für den Anspruch ist das Gericht ausschließ* 
lieh zuständig, das in dem Verfahren der Vollstreck- 
barerklärung im ersten Rechtszug entschieden hat. 


DRITTER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften 
für deutsche gerichtliche Entscheidungen 

§ 8 

Ist zu erwarten, daß ein Versäumnis- oder Aner- 
kenntnisurteiil in Belgien gelteind gemacht werden 
(Soll, ISO darf das Urteil nicht in abgekürzter Form 
(§ 313 Abs. 3 der Zivilprozeßordnung) hergestellt 
werden. 

§ 9 

(1) Will eine Partei ein Versäumnis- oder Aner- 
kenntnisurteil, das nach § 313 Abs. 3 der Zivil- 
prozeßordnung in abgekürzter Foirm hergestellt ist, 
in Belgien geltend machen, so ist das Urteil auf 
ihren Antrag zu vervollständigen. Der Antrag kann 
bei dem Gericht schriftlich eingereicht oder münd- 
lich zum Protokoll der Geschäftssttelle angebracht 
werden. Über den Antrag wiird ohne. mündliche Ver- 
handlung entschieden. 

(2) Zur Vervollsitändigung des Urteils sind der 
Tatbestand und die En'tsicheidungsgründe nachträg- 
lich anzufertigen, von den Richtern besonders zu 


unterschreiben und der Geschäftsstelle zu über- 
geben; der Tatbestand und die Entscheidungsgründe 
kö'nnen auch von Richtern unterschrieben werden, 
die bei dem Urteil nicht mitgewirkt habien. 

(3) Für die Beriichtigung des nachträglich lan gefer- 
tigten Tatbestandes gilt § 320 der Zivilprozeß- 
ordnung entsprechend. Jedoch können bei der Ent- 
scheidung über einen Antrag auf Berichtigung auch 
solche Richter miitwirken, diie bei dem Urteil oder 
der nacbträglichen Anfertigung des Tatbes-tandes 
nicht mitge wirkt haben. 

(4) Für die Vervollständigung des Urteils werden 
Gerichtsgebühren nicht erhoben. Für die Giebühren 
des Rechtsanwälts gilt § 37 Nr. 6 der Bundes- 
gebührenordnung (für Rechtsanwälte sinngemäß. 

§ 10 

Einer einstweiligen Anordnung oder einer einst- 
weiillgen Veirfügung, die in Belgien geltend gemacht 
werden soll, ist ©ine Begründung beizufügen. § 9 
iist entsprechiend lanzuwenden. 


VIERTER ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 11 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, die 
Entscheidung über Anträge auf Vollstreckbiarerklä- 
rung ausiländischieT Schuld titel in Ziivil- und Han- 
delssachen und über Anträge auf Aufhebung oider 
Abänderung der Vollstreckbarerklärung für die Be- 
zirke mehrerer Amts- oder Landgerichte einem von 
ihnen zuzuweisen, sofern dadurch der zwis^chen- 
staatliche Rechtsverkehr erleichtert oder beschleu- 
nigt wird. Diiei Landesiregierungen können die Er- 
mächtigung auf die Landesjustizverwaltungen über- 
tragen. 

§ 12 

(1) Nach § 37 des Gerichtskostengesetzes wird 
folgende Vorschrift als § 37 a eingefügt: 

rr§ 37a 

Vollstreckbarerklärung 
ausländischer Schuld titel 

(1) Im Verfahren über Anträge auf Vollstreck- 
barerklärung ausländischer Schuldtitel sowie im 
Verfahren der Aufhebung oder Abänderung der 
Vollstreckbarerklärimg werden die in § 25 be- 
stimmten Gebühren erhoben. Eine Gebühr wird 
nicht erhoben, wenn der Antrag vor Anhörung 
des Gegners oder vor Bestimmung eines Termins 
zur mündlichen Verhandlung zurückgenommen 
wird. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit in Staatsverträ- 
gen bestimmt ist, daß ein Schuldtitel kostenfrei 
für vollstreckbar zu erklären ist." 


3 



Drucksadle 920 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


(2) § 47 der Bundesgebührenordnung für Rechtis- 
anwälte wiird wie folgt geändert: 

„§ 47 

V ollstredcbarerklärung 
ausländischer Schuldtitel 

(1) Im Verfahren über Anträge auf Vollstreck- 
barerklärung ausländischer Schuldtitel sowie dm 
Verfahren der Aufhebung oder Abänderung der 
Vollstreckbarerklärung erhält der Rechtsanwalt 
die lin § 31 bestimmten Gebühren auch dann, 
wenn durch Beschluß entschieden wird. 

(2) Im Verfahren über die Beschwerde gegen 
eine den Rechtzug beendende Entscheidung er- 
hält der Rechtsanwalt die gleichen Gebühren wie 
im ersten Rechtszug." 

(3) Es werden aufgehoben: 

1. Artikel IV der Verordnung zur Ausfüh- 
rung des Vertrags über Rechtsschutz und 
Rechtshilfe zwischen dem Deutschen Rei- 
che und der Republik Österreich vom 26. 
April 1924 (Reichsgesetzbl. II S. 91); 

2. Artikel 5 der Verordnung zur Ausführung 
des deutsch- schweizerischen Abkommens 
über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung von gerichtlichen Entschei- 
dungen und Schiedssprüchen vom 23. 
August 1930 (Reichsgesetzbl. II S. 1209); 


3. Artikel 5 der Verordnung zur Ausführung 
des deutsch-italienischen Abkommens über 
die Anerkennung und Vollstreckung ge- 
richtlicher Entschoidungen in Zivil- und 
Handelssachen vom 18. Mai 1937 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 143). 

§ 13 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überledtungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land Berlin. 

§ 14 

Im Saarland treten während der Geltungsdauer 
des saarländischen Justizkostengesetzes an die 
Stelle der in diesem Gesetz erwähnten Bestimmun- 
gen des Gerichtskostengesetzes und der Bundesge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte die entsprechen- 
den Bestimmungen des saarländischen Justizkosten- 
gesetzes. 

§ 15 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Belgien über die gegen^itige Anerken- 
nung und Vollstreckung von gerichtlichen Entschei- 
dungen, Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden 
in Zivil- und Handelssachen vom 30. Juni 1958 in 
Kraft. 
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Begründung 


Das Abkommen zwischen der Bundesrepubldk 
Deutschland und dem Königreich Belgien über die 
gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von 
gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und 
öffentlichen Urkunden lin Zivil- und Handelssachen 
vom 30. Juni 1958 bedarf zu seiner Ausführung lin 
der Bundesrepublik Deutschland eines Gesetzes. 
Ohne eine besondere Regelung würden belgische 
gerichtliche Entscheidungen in dem Urteils verfahren 
nach den §§ 722, 723 ZPO für vollstreckbar zu erklä- 
ren sein. Dieses Verfahren wird gemeinhin nur bei 
der Vollstreckbarerklärung gerichtlicher Entschei- 
dungen solcher Staaten angewendet, zu denen keine 
vertraglichen Beziehungen bestehen. Ist dagegen diie 
Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Ent- 
scheidungen durch einen Vertrag geregelt, so wird 
regelmäßig das Verfahren der Vollstreckbarerklä- 
rung im Wege eines Ausführungsgesetzes verein- 
facht. Dies 'ist geschehen in Ausführung des deutsch- 
schweizerischen Abkommens über die gegenseitige 
Anerkennimg und Vollstreckung von gerichtlichen 
Entscheidungen und Schiedssprüdien vom 2. No- 
vember 1929 (RGBl. 1930 II S. 1066) durch die Ver- 
ordnung vom 23. August 1930 (RGBl. II S. 1209) und 
des deutschnitalienischen Abkommens über die An- 
erkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entschei- 
dungen in Zivil- und Handelssachen vom 9. März 
1936 (RGBl. 1937 II S. 145) durch die Verordnung 
vom 18. Mai 1937 (RGBl. II S. 143). 

Das Ausführungsgesetz ermöglicht auch die Voll- 
streckbarerklärung belgischer öffentlicher Urkun- 
den, für die les sonst an einer geisetzlichen Grund- 
lage fehlen würde. Aufgabe des Ausführungsgeset- 
zes soll es ferner sein, einige Fragen zu lösen, die 
sich bei der Anwendung des Abkommens ergeben 
und die im deutschen Recht bisher nicht geregelt 
sind. So ist es notwendig, die Aufhebung oder Än- 
derung einer Vollstreckbarerklärung vorzuisehen, 
weil nach dem Abkommen auch noch nicht rechts- 
kräftige Entscheidungen zur Zwangsvollstreckung 
zugelassen werden können. In diesem Zusammen- 
hang muß dafür Vorsorge getroffen werden, daß der 
Schuldner wegen einer vorzeitigen Vollstreckung, 
die sich später als ungerechtfertigt herausstellt, ent- 
schädigt wird. Schließlich ist darauf Bedacht zu neh- 
men, daß deutsche Titel, die in abgekürzter Form 
errichtet werden können, durch eine Begründung 
vervollständigt werden, damit sie in Belgien der 
Vollstreckung fähig sind. 

Zu den einzelnen Vorschriften ist folgendes zu 
bemerken : 

ERSTER ABSCHNITT 

V ollstreckbarerklärung 
von gerichtlichen Entscheidungen, 
Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden 

Im Ersten Abschnitt sind die Vorschriften zusam- 
mengefaßt, die sich auf die Vollstreckbarerklärung 


belgischer Schuldtitel in der Bundesrepublik 
Deutschland beziehen. 


Zu § 1 

In § 1 wird die sachliche und örtliche Zuständigkeit 
für die Vollstreckbarerklärung gerichtlicher Ent- 
scheidungen und öffentlicher Urkunden geregelt. 
Für die Vollstreckbarerklärung von Schiedssprüchen 
bedarf es keiner besonderen Bestimmung, weil für 
sie bereits eine zufriedenstellende Regelung vor- 
liegt; auf sie ist in § 3 Bezug genommen. 

In der Ausgestaltimg der sachlichen Zuständigkeit 
weicht der vorliegende Entwurf von der Regelung 
der beiden erwähnten Verordnungen zu dem 
deutsch-schweizerischen und dem deutsch-italieni- 
schen Vollstreckungsabkommen ab. Nach jenen 
Ausführungsverordnungen ist in allen Fällen das 
Amtsgericht für die Vollstreckbarerklärung sach- 
lich zuständig, während in dem vorliegenden Ent- 
wurf eine Aufteilung vorgesehen ist, wie sie im 
innerstaatlichen Recht sonst allgemein bekannt ist. 
Die Regelung der Ausführungsverordnungen zu 
dem deutsch-schweizerischen und dem deutsch-ita- 
lienischen Abkommen hat sich als nachteilig erwie- 
sen, weil sie der Bedeutung der Sache nicht gerecht 
wird. Sie hat im übrigen zur Folge, daß sich eine 
höchstrichterliche Rechtsprechung auf diesem Ge- 
biet nicht bilden kann, weil die Verfahren regel- 
mäßig bei dem Landgericht in zweiter Instanz enden 
und nur in Ausnahmefällen, nämlich bei Ablehnung 
eines Antrags auf Vollstreckbarerklärung, eine Ent- 
scheidung des Oberlandesgerichts herbeigeführt 
werden kann (Artikel 1, 2 der Ausführungsverord- 
nungen in Verbindung mit § 1042c Abs. 3, §§ 577, 
568 Abs. 2 ZPO). Nach dieser Regelung werden fer- 
ner die ausländischen gerichtlichen Entscheidungen 
anders als ausländische Schiedssprüche behandelt, 
bei deren Vollstreckbarerklärung auf Grund der 
abweichend geregelten sachlichen Zuständigkeit 
(§§ 1045, 1046 ZPO) nach der zweiten Instanz fast 
regelmäßig noch eine dritte beschriften werden 
kann. Dieser Unterschied ist innerlich nicht gerecht- 
fertigt. 

Nach dem vorliegenden Entwurf soll daher das Ver- 
fahren der Vollstreckbarerklärung für gerichtliche 
Entscheidungen und öffentliche Urkunden hinsicht- 
lich der sachlichen Zuständigkeit in Übereinstim- 
mung mit dem Verfahren zur Vollstreckbarerklä- 
rung ausländischer Schiedssprüche geregelt werden. 
Wie dort — abgesehen von der Möglichkeit der 
Parteivereinbarung — soll auch hier das Gericht 
sachlich zuständig sein, das für den Anspruch selbst 
angerufen werden könnte. Damit werden sich künf- 
tig die Amtsgerichte und die Landgerichte in die 
erstinstanzliche Zuständigkeit nach den §§ 23, 71 
GVG teilen. Dies gilt auch für Fälle, in denen eine 
belgische Entscheidung arbeitsrechtlicher Natur für 
vollstreckbar zu erklären ist; sowie die Zuständig- 
keit für ein Klageverfahren nach § 722 Abs. 2 ZPO 
geregelt ist. 
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Die örtliche Zuständigkeit ist in Absatz 2 in Anleh- 
nung an den Artikel 1 der Ausführungsverordnun- 
gen zu dem deutsch-schweizerischen und dem 
deutsch-italienischen Abkommen geregelt. 

Zu § 2 

Wie bereits in der Einleitung bemerkt worden ist, 
soll das Verfahren der Vollstreckbarerklärung ge- 
genüber dem gewöhnlichen Verfahren nach den 
§§ 722, 723 ZPO wesentlich vereinfacht werden. 
Dies wird dadurch erreicht, daß statt des umständ- 
lichen Klageverfahrens das schnellere Verfahren 
des § 1042a Abs. 1 ZPO vorgesehen ist, in dem 
regelmäßig durch Beschluß und nur im Falle der 
freigestellten mündlichen Verhandlung durch Urteil 
entschieden wird. Für den Gang des Verfahrens 
genügt es, auf § 1042a Abs. 1, §§ 1042b, 1042c, 
1042d ZPO zu verweisen. 

In § 2 wird ferner auf § 794 Abs. 1 Nr. 4a ZPO 
Bezug genommen, um klarzustellen, daß die Ent- 
scheidung über die Vollstreckbarerklärung die Voll- 
streckung im Inland ermöglicht und damit den Voll- 
streckungstitel im Inland bildet. 

Zu § 3 

In § 3 wird die Vollstreckbarerklärung von Schieds- 
sprüchen der Vollständigkeit halber erwähnt. Der 
in ihm enthaltene Hinweis auf die bereits geltenden 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung dient nur der 
Klarstellung. Eine besondere Vorschrift aufzuneh- 
men, empfiehlt sich aber deshalb, weil damit eine i 
Abweichung deutlich in Ersdieinung tritt. In § 3 1 
sind nämlich die Absätze 2 und 4 des § 1044 ZPO 
nicht für anwendbar erklärt. An die Stelle der in 
§ 1044 Abs. 2 ZPO aufgezählten Versagungsgründe 
treten diejenigen, die in Artikel 13 Abs. 1 des Ab- 
kommens genannt sind. Die in § 1044 Abs. 4 ZPO 
vorgesehene Klage auf Aufhebung der Vollstreck- 
barerklärung wird durch das Beschluß verfahren, das 
nach § 6 des Entwurfs eing"eführt weirden soll, 
ensietzt. 

Zu § 4 

In § 4 sind gewisse Fälle behandelt, die nach dem 
innerstaatlichen Recht (§§ 726, 727 ZPO) Bedeutung 
gewinnen können. Die Frage, ob z. B. die Bedin- 
gung für die Vollstreckbarerklärung eingetreten ist, 
beurteilt sich entsprechend allgemeinen Grundsät- 
zen nach dem Recht des Urteilsstaates. Deshalb 
wird in § 4 Satz 1 insoweit ausdrücklich auf das bel- 
gische Recht verwiesen. 

Entsprechend § 731 ZPO wird in Satz 3 Vorsorge 
getroffen, daß ein Antrag auf Vollstreckbarerklä- 
rung nicht deshalb abgelehnt werden muß, weil die 
erforderlichen Nachweise nicht durch öffentliche 
oder öffentlich beglaubigte Urkunden erbracht wer- 
den können. Für einen solchen Fall ist die münd- 
liche Verhandlung vorgesehen, welche die erfor- 
derliche Klärung bringen kann. 

Zu § 5 

Nach allgemein anerkannten Grundsätzen brauchen 
Einwendungen gegen den in einem ausländischen 
Schuldtitel festgestellten Anspruch nicht notwendig 


in dem Heimatstaat des Titels vorgebracht zu wer- 
den, sondern sie können in bestimmtem Umfange 
auch in dem Verfahren der Vollstreckbarerklärung 
vor den Gerichten des Vollstreckungsstaates gel- 
tend gemacht werden. Dieser Grundsatz ist in der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts für das Verfah- 
ren nach § 723 ZPO entwickelt worden (RGZ Bd. 13 
S. 348, Bd. 114 S. 173,* Bd. 165 S. 374 ff.). Auf ihm 
beruhen die Artikel 4 der Ausiführungs Verordnun- 
gen zu dem deutschnschweizerischen und dem 
deutsch-italienischen Vollstreckungsabkommen. 

An diesem Grundsatz wird auch in dem vorliegen- 
den Entwurf festgehalten. Jedoch wird von den Ar- 
tikeln 4 der erwähnten Ausführungsverordnungen 
insofern abgewichen, als der Schuldner mit den Ein- 
wendungen nicht allein auf den Rechtsbehelf des 
Widerspruchs gegen die Vollstreckbarerklärung 
verwiesen, sondern ermächtigt wird, die Einwen- 
dungen alsbald gegenüber dem Antrag des Gläu- 
bigers auf Vollstreckbarerklärung vorzubringen. Es 
wäre umständlich und nicht zu vertreten, zunächst 
die Vollstreckbarerklärung auszusprechen und erst 
dann die Einwendungen des Schuldners mit dem 
Ergebnis zu berücksichtigen, daß die Vollstreckbar- 
erklärung aufzuheben und der Antrag auf Vollstreck- 
barerklärung zurückzuweisen wäre, wie es bei 
Übernahme der in den Artikeln 4 der genannten 
Ausführungsverordnungen getroffenen Regelung 
nötig sein würde. 

Der Rahmen, in dem Einwendungen gegen den An- 
spruch selbst zulässig sind, kann in den Absätzen 1 
und 2 nur in den Grundzügen festgelegt werden, 
weil die Voraussetzungen in den einzelnen denk- 
baren Fällen verschieden gelagert sein können. Es 
ist nur Vorsorge zu treffen, daß eine sachlich nicht 
gerechtfertigte Vollstreckbarerklärung nach Mög- 
lichkeit vermieden wird. 

Andererseits muß die dem Schuldner in den Absät- 
zen 1 und 2 eingeräumte Möglichkeit, Einwendun- 
gen gegen den Anspruch selbst schon in dem Ver- 
fahren der Vollstreckbarerklärung vorzubringen, 
gegen die andere, solche Einwendungen erst später 
im Wege der Vollstreckungsgegenklage geltend zu 
machen, näher abgegrenzt werden. Nach den Arti- 
keln 4 der Ausführungsverordnung zu dem deutsch- 
schweizerischen und dem deutsch-italienischen Voll- 
streckungsabkommen kann der Schuldner zwischen 
den beiden Möglichkeiten frei wählen. Eine solche 
Lösung befriedigt nicht recht, weil sie im Einzelfall 
zu einer Aufeinanderfolge von zwei Verfahren, 
nämlich dem Verfahren der Vollstreckbarerklärung 
und der Vollstreckungsgegenklage, führen kann. 
Aus Gründen der Prozeßwirtschaftlichkeit sollte eine 
solche Häufung von Verfahren vermieden werden, 
soweit es mit den Belangen des Schuldners verein- 
bar ist Wenn dem Schuldner die Möglichkeit ein- 
geräumt wird, in dem Verfahren der Vollstreckbar- 
erklärung Einwendungen gegen den Anspruch selbst 
geltend zu machen, so kann ihm auch zugemutet 
werden, hiervon Gebrauch zu machen. Deshalb 
wird ihm nach Absatz 3 im Grundsatz die Verpflich- 
tung auferlegt, alle Einwendungen, die im Verfah- 
ren der Vollstreckbarerklärung berücksichtigt wer- 
den könnten, in diesem Verfahren auch vorzubrin- 
gen, andernfalls er mit ihnen ausgeschlossen wird. 
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So ist der Schuldner gehalten, in einem Beschluß- 
verfahren, das mit einem Antrag auf Vollstreckbar- 
erklärung nach § 2 des Ausführungsgesetzes in Ver- 
bindujng mit § 1042a Abs. 1 ZPO eingeLeitet wird, 
alle Einwendungen, deren Gründe vor Ablauf der 
Widerspruchsfrist entstanden sind, bis zum Ablauf 
dieser Frist geltend zu machen. Einwendungen, die 
bis zu diesem Zeitpunkt hätten geltend gemacht 
werden können, sind später in einem Verfahren 
nach § 767 ZPO nicht mehr zulässig. Deshalb kann 
die Vollstreckungsgegenklage nach einem vorauf- 
gegangenen Beschlußverfahren nur auf solche Ein- 
wendungen gestützt werden, deren Gründe erst 
nach Ablauf der Widerspruchsfrist entstanden sind. 
Wird über einen Antrag auf Vollstreckbarerklärung 
im Urteilsverfahren entschieden — sei es, daß die- 
ses Verfahren alsbald (§ 2 des Ausführungsgeset- 
zes, § 1042a Abs. 1 Satz 2 ZPO), oder sei es, daß es 
nach Erhebung eines Widerspruchs (§ 2 des Aus- 
führungsgesetzes, § 1042c Abs. 2 ZPO) eingeleitet 
wird — , so dürfen im Wege der Vollstreckunigsge- 
genklage nur solche Einwendungen gegen den An- 
spruch selbst geltend gemacht werden, die nach dem 
Schluß der mündlichen Verhandlung entstanden 
sind, in der sie spätestens hätten geltend gemacht 
werden müssen. Diese Regelung steht mit derje- 
nigen in Einklang, die in § 767 ZPO für das allge- 
meine Prozeßverfahren enthalten ist 

Der Entwurf sieht davon ab, neben den Einwendun- 
gen gegen den Anspruch selbst auch die Einwen- 
dungen gegen die Zulässigkeit der Vollstreckungs- 
klausiel (§§ 732, 768 ZPO) zu regeln, wie es in den 
Artikeln 4 der beiden obengenannten Ausführungs- 
verordnungen geschehen ist Soweit dem Schuldner 
solche Einwendungen gegen den für vollstreckbar 
zu erklärenden Schuldtitel zur Seite stehen, die bei 
einem deutschen SchuldtiteJ zu einem Antrag nach 
§ 732 ZPO oder einer Klage nach § 768 ZPO berech- 
tigen würden (z. B. der Einwand, daß die Vollstreck- 
barkeit des Titels aufgehoben oder daß der Gläu- 
biger nidit legitimiert sei), sind sie in dem Verfah- 
ren der Vollstreckbarerklärung zu erheben, da sie 
Voraussetzungen für die Vollstreckbarerklärung 
betreffen. Soweit sie sich gegen die Vollstrek- 
kungsklausel zu der Entscheidung über die Voll- 
streckbarerklärung richten, sind sie erst denkbar, 
nachdem diese Klausel erteilt ist. Sie können daher 
in dem Verfahren der Vollstreckbarerklärung selbst 
noch nicht geltend gemacht werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Aufhebung oder Abänderung 
der Vollstreckbarerklärung 

In diesem Abschnitt sind die Folgen näher geregelt, 
die sich für die Vollstredcbarerklärung im Inland 
ergeben, wenn der belgische Titel in Belgien aufge- 
hoben oder abgeändert wird. 

Zu § 6 

Die Vollstreckungskraft der in Belgien errichteten 
Titel und die Vollstreckbarerklärung im Inland 


stehen in engem Zusammenhang. Hat der belgische 
Titel in seinem Ursprungsland die Vollstreckungs- 
kraft aus irgendeinem Grunde verloren, so kann 
auch die inländische Vollstreckbarerklärung keinen 
Bestand mehr haben. In der Regel wird der Schuld- 
ner in der Lage sein, noch im Laufe des Verfahrens 
der Vollstreckbarerklärung, z. B. im Wege des Wi- 
derspruchs, geltend zu machen, daß der für voll- 
streckbar zu erklärende Titel aufgehoben oder ab- 
geändert sei. Vorsorge ist für den Fall zu treffen, 
daß es dem Schuldner nicht mehr möglich ist, die 
Aufhebung oder Abänderung des Titels in dem Ver- 
fahren der Vollstreckbarerklärung vorzubringen. 
Alsdann muß die Voll st redebar erklärung, für die 
eine Grundlage nicht mehr gegeben ist, außerhalb 
des Verfahrens der Vollstreckbarerklärung in einem 
nachfolgenden besonderen Verfahren beseitigt wer- 
den. 

Im deutschen Recht ist bisher nur der Fall geregelt, 
daß ein ausländischer Schiedsspruch nach der Voll- 
streckbarerklärung im Ausland aufgehoben wird. 
Für lüin sieht § 1044 Abs. 4 ZPO zum Zwecke der 
Aufhebung der Vollstreckbarerklärung die förmliche 
Klage vor. Bei allen anderen Titeln kommt nur die 
Vollstreckungsgegenklage nach § 767 ZPO dn Be- 
tracht. In beiden Fällen müßte der Schuldner mithin 
im Wege der Klage vorgehen. Nadidem für das 
Verfahren der Vollstreckbarerklärung selbst grund- 
sätzlich das erleichterte Beschlußverfahren vorge- 
sehen wird, ist es geboten, auch das Verfahren der 
Aufhebung oder Abänderung der Vollstreckbarer- 
klärung zu vereinfachen. Da in diesem Verfahren 
nur über eindeutige Tatbestände zu entscheiden ist, 
kann es hier in jedem Falle bei dem Beschluß ver- 
fahren verbleiben. Auf diesen Erwägungen beruhen 
Absatz 1 und 2. Für die Behandlung belgischer 
Schiedssprüche bedeutet diese Regelung inso- 
fern eine Abweichung von § 1044 Abs. 4 ZPO, 
als die Vollstreckbarerklärung künftig nicht mehr 
im Wege der Klage, sondern im Beschluß verfahren 
aufgehoben wird. 

Für das Verfahren, in dem die Aufhebung oder Ab- 
änderung der Vollstreckbarerklärung beantragt 
wird, ist nach Absatz 2 das Gericht ausschMeßlich 
‘zuständig, das in dem Verfahren der Vollstreckbar- 
erklärung im ersten Rechtszug entschieden hat. 
Damit wird die ursprüngliche Zuständigkedt, die für 
das Verfahren der Vollstreckbarerklärung gegeben 
ist, entsprechend § 767 Abs. 1 ZPO auch für das 
Aufhebungs- oder Abänderungsverfahren beibehal- 
ten. Diese Regelung beruht auf Zweckmäßigkedtser- 
wägungen. 

Um den Schuldner vor weiteren, an sich unberech- 
tigten Vollstreckungsmaßnahmen zu schützen, wird 
in Absatz 3 vorgesehen, daß er die Einstellimg der 
Zwangsvollstreckung und die Aufhebung bereits 
getroffener Vollstreckungsmaßregeln beian tragen 
kann, sobald die Voraussetzungen für die Aufhe- 
bung oder Abänderung der Vollstreckbar erklärung 
gegeben sind. Wie sich aus der Bezugnahme auf 
§ 769 ZPO und damit auch auf den Absatz 2 dieser 
Vorschrift ergibt, kann in dringenden Fällen dieser 
Antrag bei dem Vollstreckungsgericht gestellt wer- 
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den, noch bevor das Verfahren bei dem für die Auf- 
hebung oder Abänderung zuständigen Gericht ein- 
geleitet ist. 

Zu § 7 

Da nach dem Abkommen auch noch nicht rechtskräf- 
tige gerichtliche Entscheidungen zur Vollstreckung 
gebracht werden können, ist dafür zu sorgen, daß 
dem Schuldner aus einer Vollstreckung, die sich 
später als ungerechtfertigt herausstellt, kerne Nach- 
teile erwachsen. 

Soweit der Schuldner die Aufhebung oder Abände- 
rung des für vollstreckbar zu erklärenden Titels be- 
reits in dem Verfahren der Vollstreckbarerklärung 
geltend machen und die Aufhebung einer vorläu- 
figen Vollstreckbarerklärung erreichen kann, ist er 
im Beschluß verfahren durch die in § 2 in Verbin- 
dung miit § 1042c Abs. 2 Satz 3, § 717 Abs. 2 ZPO 
getroffene Regelimg und im Urteils verfahren durch 
§717 Abs. 2 und 3 ZPO unmittelbar geschützt. Mit- 
hin bedarf es einer besonderen Regelung nur für 
den Fall, daß der Schuldner die Aufhebung oder 
Abänderung der Vollstreckbarerklärung nicht mehr 
in dem Verfahren der Vollstreckbarerklärung selbst 
erreichen kann, z. B. weil ihm ein Rechtsbehelf oder 
ein Rechtsmittel nicht mehr zur Verfügung steht, er 
aber die Aufhebung oder Abänderung der Voll- 
streckbarerklärung nach § 6 des Ausführungsgeset- 
zes erwirkt. 

Wie (in Anlehnung an § 717 Abs. 2 ZPO für diesen 
letzten Fall vorgesehen wird, hat der Gläubiger dem 
Schuldner den Schaden zu ersetzen, der diesem dar- 
aus entsteht, daß aus der Vollstreckbarerklänmg 
die Zwangsvollstreckung betrieben worden ist, die 
sich nach der Aufhebung oder Abänderimg des 
Schuldtitels im Ausland als ungerechtfertigt heraus- 
stellt. Der Anspruch auf Schadensersatz kann jedoch 
nicht schon in dem Verfahren nach § 6 geltend ge- 
macht werden. Für seine Durchsetzung ist vielmehr 
wegen der Schwierigkeit und Bedeutung der zu ent- 
scheidenden Fragen das allgemeine Klage verfahren 
Vorbehalten. 

Zuständig ist wie in dem Verfahren nach § 6 aus 
Zweckmäßigkeitsgründen das Gericht, das in dem 
Verfahren der Vollstreckbarerklärung im ersten 
Rechtszug entschieden hat. Das in diesem Gerichts- 
stand ergehende deutsche Urteil wird nach Ab- 
schnitt II des Zusatzprotokolls in Belgien anerkannt 
und für vollstreckbar erklärt. 


DRITTER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften 
für deutsche gerichtliche Entscheidungen 

Da nach belgischem Recht gerichtliche Entsche'idun- 
gen nur dann anerkannt und vollstreckt werden 
können, wenn ihnen eine Begründung bedgegeben 


ist (Artikel 97 der belgischen Verfassung), muß Vor- 
sorge getroffen werden, daß deutsche Entscheidun- 
gen, die nach innerstaatlichem Recht an sich aus- 
nahmsweise keiner Begründung bedürften, in Bel- 
gien in vollständiger Form vor gelegt werden kön- 
nen. Im Dritten Abschnitt sind die hierfür erfoTder- 
lichen Vorschriften enthalten. 


Zu § 8 

Versäumnis- oder Anerkenntnisurteile, bei denen 
§ 313 Abs, 3 ZPO eine Ausnahme von dem Begrün- 
dimgszwang vorsieht, dürfen nicht in abgekürzter 
Form hergestellt werden, wenn zu erwarten list, daß 
sie in Belgien geltend gemacht werden. Ob mit 
einer Vollstreckung in Belgien zu rechnen ist, wird 
sich vielfach aus dem Vorbringen im Prozeß ent- 
nehmen lassen. Es wird vornehmlich Sache des Klä- 
gers sein, dem Gericht rechtzeitig Näheres vorzu- 
tragen. 

Zu § 9 

Ist ein Versäumnis- oder Anerkenntnisurteü, das in 
Belgien geltend gemacht werden soll, in abgekürz- 
ter Form hergestellt worden, z. B. weil im Zeitpunkt 
seines Erlasses mit einer Vollstreckung in Bielgien 
noch nicht zu rechnen war, so kann es in dem Ver- 
fahren, das in § 9 näher geregelt wird, vervollstän- 
digt werden. Für die nachträgliche Herstellung des 
Tatbestandes und der Entscheidungsgründe bedarf 
es lediglich eines Antrags der Partei, die das Urteil 
lin Belgien geltend machen will. Da die Vervollstän- 
digung des Urteils für den sachlichen Gegenstand 
des Verfahrens, das bereits abgeschlossen ist, ohne 
Bedeutung ist, erscheint es nicht erforderlich, für 
den Antrag in den Fälleji, in denen für den Rechts- 
streit selbst Anwaltszwang bestanden hat, die Ver- 
tretung durch einen Anwalt zwingend vorzusehen. 
Nach Absatz 1 Satz 2 soll es genügen, daß der An- 
trag schriftlich oder vor der Geschäftsstelle zu Pro- 
tokoll gestellt wird. Ein besonderes förmliiches Ver- 
fahren ist für die Vervollständigung nicht vorge- 
sehen. Die erforderlichen Unterlagen sind hi den 
Akten des Gerichts bereits vorhanden. Irgendwelche 
Streitpunkte unter den Parteien sind nicht zu ent- 
scheiden; deshalb ist auch eine vorherige Anhörung 
des Gegners nicht zwingend vorgeschrieben. Bei der 
nachträglichen Herstellung von Tatbestand und Ent- 
scheidungsgründen, die sich nur auf den Akten- 
linhalt zu stützen braucht, bedarf es nicht der Mit- 
wirkimg der Richter, welche die Entscheidung erlas- 
sen haben. Tatbestand iimd Entscheidimgsgründc 
köamen daher auch von anderen Richtern abgefaßl 
und unterschrieben werden (Absatz 2). Über den 
Antrag wird ohne üiündliche Verhandlimg dntschie- 
den (Absatz 1 Satz 3). 

Wenn auch bei der nachträglichen Herstellung des 
Tatbestandes wohl kaum je ein Bedürfnis für eine 
Berichtigung auftreten wird, so soll diese Möglich- 
keit gleichwohl in Rechnung gestellt werden. Des- 
halb ist in Absatz 3 vorgesehen, daß § 320 ZPO in 
solchen Ausnahmefällen entsprechend anzuwenden 
iist. Damit ist zugleich dem Schuldner die Möglich- 
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keit eingeräumt, irgendwelche Unrichtigkeiten, die 
ihn in seiner Rechtsstellung berühren könnten, 
rechtzeitig zu rügen. Auch aus diesem Grunde kann 
seine Anhörung vor der nachträglichen Herstellung 
des Tatbestandes regelmäßig entbehrt werden. 

In Absatz 4 wird klargestellt, daß für die nach- 
trägliche Herstellung des Tatbestandes und der 
Entscheidungsgründe Gerichtsgebühren nicht erho- 
ben werden,- besondere Gebühren kämen auch nicht 
in Ansatz, wenn das Urteil sogleich in vollständiger 
Form herges teilt worden wäre. Die Gebühren des 
Rechtsanwalts sollen ebenso wie bei der Berich- 
tigung oder Ergänzung eines Urteils durch die Ge- 
bühren, die bereits* im Rechtszug entstanden sind, 
abgegolten sein (§ 37 Nr. 6 der Bundesgebühren- 
ordnung für Rechtsanwälte). 

Zu § 10 

Ebenso wie Versäumnis- und Anerkenntnisurtedle 
sind die einstweiligen Anordnungen und einstwei- 
ligen Verfügungen, die in Belgien geltend gemacht 
werden sollen, zweckmäßigerweise von vornherein 
mit einer Begründung zu versehen. Ergibt sich erst 
später, daß sie in Belgien verwendet werden sollen, 
so ist die einstweilige Anordnung oder einstwedlige 
Verfügung nachträglich in der Weise zu vervoll- 
ständigen, wie es in § 9 für Versäumnis- und Aner- 
kenn tnisurteile vorgesehen ist 


Zu § 11 

In einzelnen Ländern, insbesondere in Berlin, wird 
das Bedürfnis bestehen, die Entscheidung in Ver- 
fahren der Vollstreckbarerklärung ausländischer 
Schuldtitel (hierher gehören u. a. gerichtliche Ent- 
scheidungen, Schiedssprüche und öffentliche Urkun- 
den) und der Aufhebung oder Abänderung einer 
Vollstreckbarerklärung einem Gericht zuzuweisen. 
Da die bisherigein Ermächtigungsgrundlagen für 
eine solche übertragimg der Zuständigkeit nach 
Artikel 129 Abs. 3 GG erloschen sind, muß eine 
neue gesetzliche Grundlage geschaffen werden. Sie 
r.eU nicht nur für die Durchführimg des deutsch- 
belgischen Vollstreckungsabkommens, sondern all- 
gemein für das Verfahren der Vollstreckbarerklä- 
rung ausländischer Schuldtitel gelten. Deshalb ist 
der Vorschrift eine allgemein gehaltene Fassung 
gegeben worden. 

Zu § 12 

Das Gerichtskostengesetz in der vom 1. Oktober 
1957 ab geltenden Fassung (BGBl. 1957 I S. 941) sieht 
bisher eine Bestimmung über die Gerichtskosten in 
Verfahren über Anträge auf Vollstreckbarerklärung 
ausländischer Schuldtitel nicht vor. Deshalb muß die 
Kostenfrage ausdrücklich geregelt werden. Es 
könnte dies an sich durch eine Vorschrift geschehen, 
die nur für das deutsch-belgische Abkomm'en Gel- 
tung hätte, wie sie z. B. früher in den Artikeln 5 der 
Ausführungsverordnungen zum deutsch-schweiize ri- 
schen und deutschdtaliienischen Vollstreckungsab- 


kommen geschaffen worden dst. Jedoch erscheint es 
nunmehr geboten, die Kostenfrage allgemein — und 
zwar innerhalb des Gerichtskostengesetzes selbst 
— zu regeln. Deshalb soll, wie sich aus Absatz 1 
ergibt, ein neuer § 37 a in das Gerichtskos tengesetz 
eingefügt werden. Nach Absatz 1 des neuen § 37a 
sollen für das Verfahren der Vollstreckung die lin 
§ 25 des Gerichtskostengesetzes festgesetzten Ge- 
bühren erhoben werden. Diese Gebühren sind auch 
für das Verfahren zum Zwecke der Aufhebung oder 
Abänderung einer Vollstreckung vorgesehen. Es 
erscheint billig, die Gebühren außer Ansiatz zu las- 
sen, wenn der Antrag auf Vollstreckbarerklärung 
oder der Antrag auf Aufhebung oder Abänderung 
der Vollstreckbarerklärung vor Anhörimg des Geg- 
ners oder vor Bestimmung eines Termins zur münd- 
lichen Verhandlung zurückgenommen wird. Durch 
Absatz 2 des neuen § 37a wird der besonderen 
Rechtslage Rechnung getragen, die sich aus einzel- 
nen Staats Verträgen ergibt. So ist z. B. lin Artikel 18 
Abs. 1 des Haager Übereinkommens über den Zivil- 
prozeß vom 1. März 1954 vorgesehen, daß Kosten- 
entscheidungen gegen den Kläger, der von der Si- 
cherheitsleistung, Hinterlegung oder Vorauszahlung 
befreit war, kostenfrei für vollstreckbar zu erklären 
sind. In gleichem Sinne ist die Kostenfrage in Ar- 
tikel 16 Abs. 1 des deutsch- griechischen Abkommens 
über die gegenseitige Rechtshilfe in Angelegen- 
heiten des bürgerlichen und Handels- Rechts vom 
11. Mai 1938 (RGBl. 1939 II S. 849) und in Artikel 3 
Abs. 1 des deutsch- türkischen Abkommens über den 
Rechtsverkehr dn Zivil- und Handelssachen vom 
28. Mai 1929 (RGBl. 1930 II S. 7) geregelt. 

So wie bei den Gerichtskosten soll auch bei den 
Gebühren des Rechtsanwalts die Kostenfrage in 
dem Gebührengesetz selbst allgemein gültig und 
nicht nur beschränkt auf die Durchführung des 
deutsch-belgischen Abkommens geregelt werden. 
Deshalb wird § 47 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte, der sich bisher nur auf die Voll- 
streckbarerklärung von Entscheidungen auslän- 
discher Gerichte bezieht, wie aus Absatz 2 ersicht- 
lich geändert. § 47 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte wird künftig nicht nur für die Voll- 
streckbarerklärung ausländischer gerichtldcher Ent- 
scheidungen, sondern auch für die Vollstreckbarer- 
klärung von ausländischen Schdiedssprüchen, Schieds- 
vergleichen imd öffentlichen Urkunden gelten. 

Mit der Einfügimg des neuen § 37a in das Gerichts- 
kostengesetz werden die Artikel 5 der Verordnun- 
gen zur Ausführung des deutsch-schweizerischen Ab- 
kommens über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen und 
Schiedssprüchen vom 23. August 1930 (RGBl. II 
S. 1209) und des deutsch-italienischen Abkommens 
Über die Anerkennung und Vollstreckung gericht- 
licher Entscheidungen \m Zivil- und Handelssachen 
vom 18. Mai 1937 (RGBl. II S. 143) sowie Artikel IV 
der Verordnung zur Ausführung des Vertrages über 
Rechtsschutz und Rechtshilfe zwischen dem Deut- 
schen Reich und der Republik Österreich vom 
26. April 1924 (RGBl. II S. 91) entbehrlich. Sie wer- 
den deshalb in Absatz 3 aufgehoben. 
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Zu § 13 

Diese Vorschrift ermöglicht es, daß das Ausfüh- 
rungsgesetz auch lin Berlin dn Kraft gesetzt werden 
kann. 

Zu § 14 

Zur Zeit sind im Saarland die in den anderen Bun- 
desländern geltenden kostenrechtlichen Vorschriften 
noch nicht in Kraft gesetzt. Im Saarland gelten die 
Bestimmungen des saarländischen Justizkostenge- 
setzes. Deshalb werden nach § 14 die dn dem Aus- 
führungsgesetz genannten Vorschriften des Gerichts- 


kostengesetzes und der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte durch die lentsp rechenden Bestim- 
mungen des saarländischen Justizkostengesetzes für 
dessen Geltungsdauer ersetzt. 

Zu § 15 

Das Ausführungsgesetz soll gleichzeitig mdt dem 
Abkommen in Kraft treten. Der Zeitpunkt, an dem 
das Abkommen nach seinem Artikel 19 Abs. 2 in 
Kraft tritt, wird nach Artikel 3 des Zustimmungs- 
gesetzes zu dem Abkommen im Bundesgesetzblatt 
bekann tgegeben . 
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